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Helvetischer Hudibras.
Zwanzigstestes Stück»

den sztcn Brachnionats, l?s8»

Freyheit. Gleichheit.

Erläuterungen
der neuen

helvetischen S taatsv ersass« ng.

Fortstyung.

W-?cit entfernt also die natürliche Gleichheit zir
zerstören, setzt vielmehr der Grundvertrag der Gesellschaft

eine moralische und legitime Gleichheit an die

Stelle der physischen Ungleichheit der Menschen,
Welche wie ungleich sie auch an .Kraft und Genie

seyn mögen, nun durch Uebereintunst und Recht

gleich werden.

Der handelnde allgemeine Wille ist die Souveränität;

sie kann sich nie veräußern; der Souverain,
<>>» aus Allen bestehendes kollektives Wesen, kann nur



von ihm selbst reprásentirt werden. Die Macht kan?

man übertragen, aber nicht den Willen.

Die Souveránetât ist mir eine, ist untheilbar;
sie handelt, indem sie in Gesetzen den allgemeine»

Willen crklàrt.

Der allgemeine Wille hat den allgemeinen Nutzen

Lum Zwcke, und demnach immer dieselbe Richtung.

Daraus folgt aber keineswegs, daß die Berathschla-

gnngen des Volkes immer dieselbe Richtigkeit haben»

Man will immer, was einem Gut ist", aber man
sieht cS nicht Jederzeit, und mir das betrognc Volk
kann wollen, was ihm nicht gut ist»

Wenn unter dem Volke einzelne Verbindungen

sind, die ihr besonderes Interesse haben, welches dem

Hanvtintercsse nachtheilig ist, so wird der Wille jeder

solchen Verbindung in Hinsicht des Staats ein besondrer

; nun sind nicht mehr so viel Votante», als

Menschen, sondern soviel Votante», als dergleichen

Verbindungen. Die Differenzen werden weniger

zahlreich, und geben ein weniger allgemeines Resultat.

Uebcrwiegt eine von diesen Verbindungen alle

ander», dann erfolgt als Resultat eine einzige

Differenz ; dann ist kein allgemeiner Wille mehr da, und

der Beschluß ist nur partikulärer.

Wenn der Mensch mit dem Eocialvertrage feine

Kraft, seine Güter, seine Freyheit der Gemeinbelt

hingiebt, so geschieht dieses in sofern, als die



vncinhcit als solche derselben bedarf, und der

Souverain entscheidet darüber«

Der Souverain bestimmt die Dienste welche der

Bürger dem Staate leisten must, allein er darf keine

Verwendung seiner Kraft, keine Aufopferung seiner

Güter, keine Einschränkung seiner Freyheit fordern,

welche für die Gemeinheit nicht nöthig wäre! ja der

Souverain taun, als das was er dieß nicht

einmal wollen.

Unsre Verbindlichkeiten gegen die bürgerliche

Gesellschaft sind nur in sofern wahre Verbindlichkeiten,

als sie wechselseitig sind und indem man sie erfüllt,

arbeitet man zugleich für alle übrigen, mid zugleich

für sich. Die Leistung dessen also, was der Souverain

für die Gemeinheit fordert, wird nothwendig

von jedem Bürger gewollt, denn er ist selbst in der

Gemeinheit begriffen, und hat nur in sofern Anspruch

darauf, daß Alle alles mögliche für seine Erhaltung

und Sicherung leisten, als er selbst für die Erhaltung

und Sicherung Aller, alles mögliche leistet.

So möge man das zum Grunde gelegte Prinzip

von alle» Seiten anwende» immer kommt man auf

«ine und dieselbe Folgerung: nämlich daß der Social-

vertrag unter den Bürgern eine solche Gleichheit

bestimmt, nach welcher sie alle unter denselben

Bedingungen stehen, und alle dieselben Rechte genießen.

Eine Handlung der Souvcränctät ist nach diesem

Wertrage eine Konvention des Ganzen mit jedem sei-



«er Mitglieder: eine Konvention, welche gesczmäßig

ist, denn sie hat den Socialvertrag zur Grundfeste;

Welche gerecht ist, denn sie ist allen gemein; welche

nützlich ist, denn sie hat das Gcmcinbcste zum Iwckc;
Welche sicher ist, denn ihr Garant gleichsam ist die

allgemeine Stärke und höchste Gewalt.

Fragt man wie weit die rcspektiven Rechte des

Souveräns und der Bürger gehen, so fragt man

nichts anders als bis auf' welchen Grad sich jeder

Segen Alle, und Alle gegen jeden verbindlich inachen

können.

Der Mensch verliert also schlechterdings nichts

durch den Eintritt in den Staat, vielmehr vertauscht

«r einen zwcydeutigen und unsichern Zustand gegen

«inen bessern und sichern. Das Leben selbst, welches

«r dem Staate widmet, wird eben dadurch beschützt«

nnd wenn er es zu seiner Vertheidigung auf das

Spiel setzt, was thut er mehr, als daß er zu seiner

Vertheidigung hingiebt was er von ihm empfangen

hatte. Alle müssen für das Vaterland fechten, abc?

keiner hat je nothig für sich zu fechten.

Wenn man fragt, wie die Mitglieder der bürgerlichen

Gesellschaft, welche als Menschen kein Recht

haben können über ihr Leben zu djsponircn, ein

solches Recht dem Souverain übertragen können; st

scheint diese Frage nur deßhalb schwer zu beantworten,

weil sie ganz falsch gestellt ist. Jeder Mensch hat das

Recht sein Leben zu wagen, um es zu erhalten, Vev



Socialvertrag hat die Erhaltung dcr Kontrahenten

zum Zwecke. Wer den Zweck will will auch die

Mittel, und von diesen Mitteln sind gewisse Gefahren,

ja selbst gewisse Verluste unabtrennlich. Wer sei»

Leben durch Aufopferungen anderer erhalten will, muß
auch das seiuigc im Falle der Noth für sie hingeben,
und wenn dcr Prinz sagt, sei» Tod sey für den

Staat nöthig, so muß er sterben.

Die Todesstrafen für Verbrecher können beynahe
aus demselben Gesichtspunkte betrachtet werden. Um
nicht das Schlachtopfer eines Mörders zu werden,
willigt man ein sich dem Tode zu unterwerfen, im
Fall man selbst Mörder würde. Das Recht zu
begnadigen kommt dein Souverain zu.

Gesetze sind Handlungen des allgemeinen Willens
und beziehen sich jederzeit auf allgemeine Gegenstands
nie auf besondere. So kann ein Gesetz Privilegien
festsetzen, aber keineswegs sie auf eine gewisse Person
übertragen u. f. w.

Da Gesetze Handlungen des allgemeinen Willens
sind; so ist es unuöthig zu fragen, wem es zukome,

Gesetze zu geben, ob der Prinz unter den Gesetzen

stehe, ob Gesetze ungerecht seyn können u. f. w.

Die Gesetze sind eigentlich nichts anders als die
Bedingungen der bürgerlichen Verbindung. Allein
wie ist Gesetzgebung möglich? Das Volk will jederzeit

das, was ihm gut ist, aber es sieht es nicht



êmmer. Der allgemeine Wille gebt immer gerade

zum Zwecke, aber die UrtheilLkraft, die ihn leitet,
ist nicht immer gehörig aufgekärt. Man muß ihr
«lso die Gegenstände darstellen wie sie sind, zuweilen,

so wie sie ihr scheinen sollen, muß ihr den richtigen

Weg zeigen, den sie sucht sie sichern vor der

Verführung der Privatwillen, den Reiz gegenwärtiger

empfindbarer Vortheile durch die Gefahr entfernter

und verborgener Uebel balanciccn. Die Einzelnen

sehen das Gute welches sie verwerfen; das Ganze

will das Gute, ohne es zu sehen. Beyde bedürfen

eines Führers, jene um ihre Willen mit der

Vernunft in Einstimmung zu bringen dieses um kennen

zu lernen, was es will. So entsteht durch

allgemeine Aufklärung Verein des Verstandes und des

Willens in der bürgerlichen Gesellschaft, durch diese

daS genaue Zusammenwirken der Theile, durch dieses

die große Gewalt des Ganzen. Hieraus erhellt die

Nothwendigkeit eines Gesetzgebers.

Da der Zweck des ganzen Systemes der Gesetzgebung

das größte mögliche Wohl Aller ist, so hat die

Gesetzgebung zwey Hauptgegenstände: Freyheit und Gleichheit.

Unter Gleichheit muß man nicht verstehen, daß

die Grade der Macht lind des Reichthums schlechterdings

dieselben seyen, sondern daß die Macht über

alle Gewaltthätigkeit erhaben, und den Gesetzen

angemessen sey, daß kein Bürger reich genug sey, um

einen andern zu kaufen, keiner so ami, um gezwungen

zu seyn, sich zu verkauffcn<



Allem diese allgemeinen Gegenstände jeder gute??

bürgerlichen Einrichtung müßen in jedem Lande nach
seinen besondern Verhältnissen modifizirt werden.

Die möglichst zweckmäßige Einrichtung des gcmei-
nen Wesens ruht aus zwey Gesichtspunkten. Der eine
ist die Beziehung des Ganzen auf sick selbst; der
zweyte die Beziehung der Einzelnen unter sich und
auf das Ganze. Aus dem ersten entspringen die
politischen Gesetze aus dem zweyten die bürgerliche?»

Gesetze. Die Criminalgesetze sind nicht sowohl eine
besondere Klasse von Gesetzen, als vielmehr die Sanktion

aller andern.

Würden.
Wie die Säule des Lichts auf des Baches Welle sich

spiegelt 5
Hell wie von eigener Glut flammt der v.rgoldet-e

Saum,
Aber die Welle flicht mit dem Strom durch die

glänzende Straße
Drängt eine andere sich schon, schnell wie die erste

ZU fliehn.
So beleuchtet der Würden Glanz den sterbliche,;

Menschen,
Nicht der Mensch, nur der Platz, den er durch-

wandelte, glänzt,

Schiller.
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